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Kapitel 1: Europarecht 

Teil 1: Primärrecht 

 

A. Aus dem Vertrag über die Europäische Union (EUV) 

I. Grundrechte-Charta und EMRK (Art. 6 EUV) 

(1) Die Union erkennt die Rechte, Freiheiten und Grundsätze an, die in der Charta der Grund-
rechte der Europäischen Union vom 7. Dezember 2000 in der am 12. Dezember 2007 in Straß-
burg angepassten Fassung niedergelegt sind; die Charta der Grundrechte und die Verträge 
sind rechtlich gleichrangig.  

Durch die Bestimmungen der Charta werden die in den Verträgen festgelegten Zuständigkei-
ten der Union in keiner Weise erweitert.  

Die in der Charta niedergelegten Rechte, Freiheiten und Grundsätze werden gemäß den all-
gemeinen Bestimmungen des Titels VII der Charta, der ihre Auslegung und Anwendung regelt, 
und unter gebührender Berücksichtigung der in der Charta angeführten Erläuterungen, in de-
nen die Quellen dieser Bestimmungen angegeben sind, ausgelegt.  

(2) 1Die Union tritt der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grund-
freiheiten bei. 2Dieser Beitritt ändert nicht die in den Verträgen festgelegten Zuständigkeiten 
der Union.  

(3) Die Grundrechte, wie sie in der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten gewährleistet sind und wie sie sich aus den gemeinsamen Verfassungs-
überlieferungen der Mitgliedstaaten ergeben, sind als allgemeine Grundsätze Teil des Unions-
rechts.  

 

B. Aus dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 

I. Datenschutz (Art. 16 AEUV) 

(1) Jede Person hat das Recht auf Schutz der sie betreffenden personenbezogenen Daten. 

(2) 1Das Europäische Parlament und der Rat erlassen gemäß dem ordentlichen Gesetzge-
bungsverfahren Vorschriften über den Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union so-
wie durch die Mitgliedstaaten im Rahmen der Ausübung von Tätigkeiten, die in den Anwen-
dungsbereich des Unionsrechts fallen, und über den freien Datenverkehr. 2Die Einhaltung die-
ser Vorschriften wird von unabhängigen Behörden überwacht. 

Die auf der Grundlage dieses Artikels erlassenen Vorschriften lassen die spezifischen Bestim-
mungen des Artikels 39 des Vertrags über die Europäische Union unberührt. 

 

II. Grundsätze (Art. 67 AEUV) 

(1) Die Union bildet einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, in dem die Grund-
rechte und die verschiedenen Rechtsordnungen und -traditionen der Mitgliedstaaten geachtet 
werden.  

(2) 1Sie stellt sicher, dass Personen an den Binnengrenzen nicht kontrolliert werden, und ent-
wickelt eine gemeinsame Politik in den Bereichen Asyl, Einwanderung und Kontrollen an den 
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Außengrenzen, die sich auf die Solidarität der Mitgliedstaaten gründet und gegenüber Dritt-
staatsangehörigen angemessen ist. 2Für die Zwecke dieses Titels werden Staatenlose den 
Drittstaatsangehörigen gleichgestellt.  

(3) Die Union wirkt darauf hin, durch Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung von Krimi-
nalität sowie von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, zur Koordinierung und Zusammenar-
beit von Polizeibehörden und Organen der Strafrechtspflege und den anderen zuständigen 
Behörden sowie durch die gegenseitige Anerkennung strafrechtlicher Entscheidungen und er-
forderlichenfalls durch die Angleichung der strafrechtlichen Rechtsvorschriften ein hohes Maß 
an Sicherheit zu gewährleisten.  

(4) Die Union erleichtert den Zugang zum Recht, insbesondere durch den Grundsatz der ge-
genseitigen Anerkennung gerichtlicher und außergerichtlicher Entscheidungen in Zivilsachen.  

 

III. Vertragsverletzungsverfahren (Art. 258 AEUV) 

Hat nach Auffassung der Kommission ein Mitgliedstaat gegen eine Verpflichtung aus den Ver-
trägen verstoßen, so gibt sie eine mit Gründen versehene Stellungnahme hierzu ab; sie hat 
dem Staat zuvor Gelegenheit zur Äußerung zu geben.  

Kommt der Staat dieser Stellungnahme innerhalb der von der Kommission gesetzten Frist 
nicht nach, so kann die Kommission den Gerichtshof der Europäischen Union anrufen.  

 

IV. Wirkung und Durchsetzung von Urteilen; Zwangsgeld (Art. 260 AEUV) 

(1) Stellt der Gerichtshof der Europäischen Union fest, dass ein Mitgliedstaat gegen eine Ver-
pflichtung aus den Verträgen verstoßen hat, so hat dieser Staat die Maßnahmen zu ergreifen, 
die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs ergeben.  

(2) 1Hat der betreffende Mitgliedstaat die Maßnahmen, die sich aus dem Urteil des Gerichts-
hofs ergeben, nach Auffassung der Kommission nicht getroffen, so kann die Kommission den 
Gerichtshof anrufen, nachdem sie diesem Staat zuvor Gelegenheit zur Äußerung gegeben 
hat. 2Hierbei benennt sie die Höhe des von dem betreffenden Mitgliedstaat zu zahlenden Pau-
schalbetrags oder Zwangsgelds, die sie den Umständen nach für angemessen hält.  

Stellt der Gerichtshof fest, dass der betreffende Mitgliedstaat seinem Urteil nicht nachgekom-
men ist, so kann er die Zahlung eines Pauschalbetrags oder Zwangsgelds verhängen.  

Dieses Verfahren lässt den Artikel 259 unberührt.  

(3) Erhebt die Kommission beim Gerichtshof Klage nach Artikel 258, weil sie der Auffassung 
ist, dass der betreffende Mitgliedstaat gegen seine Verpflichtung verstoßen hat, Maßnahmen 
zur Umsetzung einer gemäß einem Gesetzgebungsverfahren erlassenen Richtlinie mitzutei-
len, so kann sie, wenn sie dies für zweckmäßig hält, die Höhe des von dem betreffenden Mit-
gliedstaat zu zahlenden Pauschalbetrags oder Zwangsgelds benennen, die sie den Umstän-
den nach für angemessen hält.  

1Stellt der Gerichtshof einen Verstoß fest, so kann er gegen den betreffenden Mitgliedstaat die 
Zahlung eines Pauschalbetrags oder eines Zwangsgelds bis zur Höhe des von der Kommis-
sion genannten Betrags verhängen. 2Die Zahlungsverpflichtung gilt ab dem vom Gerichtshof 
in seinem Urteil festgelegten Zeitpunkt.  
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V. Vorabentscheidungsverfahren (Art. 267 AEUV) 

Der Gerichtshof der Europäischen Union entscheidet im Wege der Vorabentscheidung 

a) über die Auslegung der Verträge, 

b) über die Gültigkeit und die Auslegung der Handlungen der Organe, Einrichtungen oder 
sonstigen Stellen der Union, 

Wird eine derartige Frage einem Gericht eines Mitgliedstaats gestellt und hält dieses Gericht 
eine Entscheidung darüber zum Erlass seines Urteils für erforderlich, so kann es diese Frage 
dem Gerichtshof zur Entscheidung vorlegen. 

Wird eine derartige Frage in einem schwebenden Verfahren bei einem einzelstaatlichen Ge-
richt gestellt, dessen Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen 
Rechts angefochten werden können, so ist dieses Gericht zur Anrufung des Gerichtshofs ver-
pflichtet. 

Wird eine derartige Frage in einem schwebenden Verfahren, das eine inhaftierte Person be-
trifft, bei einem einzelstaatlichen Gericht gestellt, so entscheidet der Gerichtshof innerhalb kür-
zester Zeit. 

 

VI. Rechtsakte; Katalog (Art. 288 AEUV) 

Für die Ausübung der Zuständigkeiten der Union nehmen die Organe Verordnungen, Richtli-
nien, Beschlüsse, Empfehlungen und Stellungnahmen an.  

1Die Verordnung hat allgemeine Geltung. 2Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt un-
mittelbar in jedem Mitgliedstaat.  

Die Richtlinie ist für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird, hinsichtlich des zu errei-
chenden Ziels verbindlich, überlässt jedoch den innerstaatlichen Stellen die Wahl der Form 
und der Mittel.  

1Beschlüsse sind in allen ihren Teilen verbindlich. 2Sind sie an bestimmte Adressaten gerich-
tet, so sind sie nur für diese verbindlich.  

Die Empfehlungen und Stellungnahmen sind nicht verbindlich.  

 

C. Aus der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (EU-GRCh) 

I. Achtung des Privat- und Familienlebens (Art. 7 EU-GRCh) 

Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung so-
wie ihrer Kommunikation. 

 

II. Schutz personenbezogener Daten (Art. 8 EU-GRCh) 

(1) Jede Person hat das Recht auf Schutz der sie betreffenden personenbezogenen Daten.  

(2) 1Diese Daten dürfen nur nach Treu und Glauben für festgelegte Zwecke und mit Einwilli-
gung der betroffenen Person oder auf einer sonstigen gesetzlich geregelten legitimen Grund-
lage verarbeitet werden. 2Jede Person hat das Recht, Auskunft über die sie betreffenden er-
hobenen Daten zu erhalten und die Berichtigung der Daten zu erwirken.  

(3) Die Einhaltung dieser Vorschriften wird von einer unabhängigen Stelle überwacht.  

 



 
 
 
 
 

 

 
 
Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard) | schmid@jus.tu-darmstadt.de | - 6 -  

 

III. Anwendungsbereich (Art. 51 EU-GRCh) 

(1) Diese Charta gilt für die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union unter Wah-
rung des Subsidiaritätsprinzips und für die Mitgliedstaaten ausschließlich bei der Durchführung 
des Rechts der Union. Dementsprechend achten sie die Rechte, halten sie sich an die Grunds-
ätze und fördern sie deren Anwendung entsprechend ihren jeweiligen Zuständigkeiten und 
unter Achtung der Grenzen der Zuständigkeiten, die der Union in den Verträgen übertragen 
werden. 

(2) Diese Charta dehnt den Geltungsbereich des Unionsrechts nicht über die Zuständigkeiten 
der Union hinaus aus und begründet weder neue Zuständigkeiten noch neue Aufgaben für die 
Union, noch ändert sie die in den Verträgen festgelegten Zuständigkeiten und Aufgaben. 

 

IV. Tragweite und Auslegung der Rechte und Grundsätze (Art. 52 EU-GRCh) 

(1) Jede Einschränkung der Ausübung der in dieser Charta anerkannten Rechte und Freihei-
ten muss gesetzlich vorgesehen sein und den Wesensgehalt dieser Rechte und Freiheiten 
achten. Unter Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit dürfen Einschränkungen nur 
vorgenommen werden, wenn sie erforderlich sind und den von der Union anerkannten dem 
Gemeinwohl dienenden Zielsetzungen oder den Erfordernissen des Schutzes der Rechte und 
Freiheiten anderer tatsächlich entsprechen. 

(2) Die Ausübung der durch diese Charta anerkannten Rechte, die in den Verträgen geregelt 
sind, erfolgt im Rahmen der in den Verträgen festgelegten Bedingungen und Grenzen. 

(3) Soweit diese Charta Rechte enthält, die den durch die Europäische Konvention zum Schutz 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten garantierten Rechten entsprechen, haben sie die 
gleiche Bedeutung und Tragweite, wie sie ihnen in der genannten Konvention verliehen wird. 
Diese Bestimmung steht dem nicht entgegen, dass das Recht der Union einen weiter gehen-
den Schutz gewährt. 

(4) Soweit in dieser Charta Grundrechte anerkannt werden, wie sie sich aus den gemeinsamen 
Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten ergeben, werden sie im Einklang mit diesen 
Überlieferungen ausgelegt. 

(5 Die Bestimmungen dieser Charta, in denen Grundsätze festgelegt sind, können durch Akte 
der Gesetzgebung und der Ausführung der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der 
Union sowie durch Akte der Mitgliedstaaten zur Durchführung des Rechts der Union in Aus-
übung ihrer jeweiligen Zuständigkeiten umgesetzt werden. Sie können vor Gericht nur bei der 
Auslegung dieser Akte und bei Entscheidungen über deren Rechtmäßigkeit herangezogen 
werden. 

(6) Den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten ist, wie es in dieser Charta 
bestimmt ist, in vollem Umfang Rechnung zu tragen. 

(7) Die Erläuterungen, die als Anleitung für die Auslegung dieser Charta verfasst wurden, sind 
von den Gerichten der Union und der Mitgliedstaaten gebührend zu berücksichtigen 

 

 

Teil 2: Sekundärrecht 

Aus der Europäischen Datenschutzrichtlinie (DS-RL 95/46/EG) 

I. Erwägungsgründe 

[…] 
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(10) Gegenstand der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften über die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten ist die Gewährleistung der Achtung der Grundrechte und -freiheiten, insbeson-
dere des auch in Artikel 8 der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten und in den allgemeinen Grundsätzen des Gemeinschaftsrechts anerkann-
ten Rechts auf die Privatsphäre. Die Angleichung dieser Rechtsvorschriften Gegenstand der 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften über die Verarbeitung personenbezogener Daten ist die 
Gewährleistung der Achtung der Grundrechte und -freiheiten, insbesondere des auch in Artikel 
8 der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten und in 
den allgemeinen Grundsätzen des Gemeinschaftsrechts anerkannten Rechts auf die Pri-
vatsphäre. Die Angleichung dieser Rechtsvorschriften 

[…] 

 

II. Gegenstand der Richtlinie (Art. 1 DS-RL 95/46/EG) 

(1)  Die Mitgliedstaaten gewährleisten nach den Bestimmungen dieser Richtlinie den Schutz 
der Grundrechte und Grundfreiheiten und insbesondere den Schutz der Privatsphäre natürli-
cher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten. 

 

(2)  Die Mitgliedstaaten beschränken oder untersagen nicht den freien Verkehr personenbe-
zogener Daten zwischen Mitgliedstaaten aus Gründen des gemäß Absatz 1 gewährleisteten 
Schutzes 

 

III. Begriffsbestimmungen (Art. 2 DS-RL 95/46/EG) 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 

a) „personenbezogene Daten“ alle Informationen über eine bestimmte oder bestimmbare na-
türliche Person („betroffene Person“); als bestimmbar wird eine Person angesehen, die direkt 
oder indirekt identifiziert werden kann, insbesondere durch Zuordnung zu einer Kennummer 
oder zu einem oder mehreren spezifischen Elementen, die Ausdruck ihrer physischen, physi-
ologischen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Identität sind; 

b) „Verarbeitung personenbezogener Daten“ („Verarbeitung“) jeden mit oder ohne Hilfe auto-
matisierter Verfahren ausgeführten Vorgang oder jede Vorgangsreihe im Zusammenhang mit 
personenbezogenen Daten wie das Erheben, das Speichern, die Organisation, die Aufbewah-
rung, die Anpassung oder Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, die Benutzung, die Wei-
tergabe durch Übermittlung, Verbreitung oder jede andere Form der Bereitstellung, die Kom-
bination oder die Verknüpfung sowie das Sperren, Löschen oder Vernichten; 

c) „Datei mit personenbezogenen Daten“ („Datei“) jede strukturierte Sammlung personenbe-
zogener Daten, die nach bestimmten Kriterien zugänglich sind, gleichgültig ob diese Samm-
lung zentral, dezentralisiert oder nach funktionalen oder geographischen Gesichtspunkten auf-
geteilt geführt wird; 

d) „für die Verarbeitung Verantwortlicher“ die natürliche oder juristische Person, Behörde, Ein-
richtung oder jede andere Stelle, die allein oder gemeinsam mit anderen über die Zwecke und 
Mittel der Verarbeitung von personenbezogenen Daten entscheidet. Sind die Zwecke und Mit-
tel der Verarbeitung von personenbezogenen Daten in einzelstaatlichen oder gemeinschaftli-
chen Rechts- und Verwaltungsvorschriften festgelegt, so können der für die Verarbeitung Ver-
antwortliche bzw. die spezifischen Kriterien für seine Benennung durch einzelstaatliche oder 
gemeinschaftliche Rechtsvorschriften bestimmt werden; 
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[e – h] 

 

IV. Anwendungsbereich (Art. 3 DS-RL 95/46/EG)  

(1)  Diese Richtlinie gilt für die ganz oder teilweise automatisierte Verarbeitung personenbe-
zogener Daten sowie für die nicht automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten, die 
in einer Datei gespeichert sind oder gespeichert werden sollen. 

[Abs. 2] 

 

V. Anwendbares einzelstaatliches Recht (Art. 4 DS-RL 95/46/EG) 

(1)  Jeder Mitgliedstaat wendet die Vorschriften, die er zur Umsetzung dieser Richtlinie erläßt, 
auf alle Verarbeitungen personenbezogener Daten an, 

a) die im Rahmen der Tätigkeiten einer Niederlassung ausgeführt werden, die der für die Ver-
arbeitung Verantwortliche im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats besitzt. Wenn der Verant-
wortliche eine Niederlassung im Hoheitsgebiet mehrerer Mitgliedstaaten besitzt, ergreift er die 
notwendigen Maßnahmen, damit jede dieser Niederlassungen die im jeweils anwendbaren 
einzelstaatlichen Recht festgelegten Verpflichtungen einhält; 

b) die von einem für die Verarbeitung Verantwortlichen ausgeführt werden, der nicht in seinem 
Hoheitsgebiet, aber an einem Ort niedergelassen ist, an dem das einzelstaatliche Recht dieses 
Mitgliedstaats gemäß dem internationalen öffentlichen Recht Anwendung findet; 

c) die von einem für die Verarbeitung Verantwortlichen ausgeführt werden, der nicht im Gebiet 
der Gemeinschaft niedergelassen ist und zum Zwecke der Verarbeitung personenbezogener 
Daten auf automatisierte oder nicht automatisierte Mittel zurückgreift, die im Hoheitsgebiet des 
betreffenden Mitgliedstaats belegen sind, es sei denn, daß diese Mittel nur zum Zweck der 
Durchfuhr durch das Gebiet der Europäischen Gemeinschaft verwendet werden. 

[Abs.2] 

 

VI. Grundsätze in Bezug auf die Qualität der Daten (Art. 6 DS-RL 95/46/EG) 

(1) Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß personenbezogene Daten 

a) nach Treu und Glauben und auf rechtmäßige Weise verarbeitet werden; 

b) für festgelegte eindeutige und rechtmäßige Zwecke erhoben und nicht in einer mit diesen 
Zweckbestimmungen nicht zu vereinbarenden Weise weiterverarbeitet werden. Die Weiterver-
arbeitung von Daten zu historischen, statistischen oder wissenschaftlichen Zwecken ist im all-
gemeinen nicht als unvereinbar mit den Zwecken der vorausgegangenen Datenerhebung an-
zusehen, sofern die Mitgliedstaaten geeignete Garantien vorsehen; 

c) den Zwecken entsprechen, für die sie erhoben und/oder weiterverarbeitet werden, dafür 
erheblich sind und nicht darüber hinausgehen; 

d) sachlich richtig und, wenn nötig, auf den neuesten Stand gebracht sind; es sind alle ange-
messenen Maßnahmen zu treffen, damit im Hinblick auf die Zwecke, für die sie erhoben oder 
weiterverarbeitet werden, nichtzutreffende oder unvollständige Daten gelöscht oder berichtigt 
werden; 

e) nicht länger, als es für die Realisierung der Zwecke, für die sie erhoben oder weiterverar-
beitet werden, erforderlich ist, in einer Form aufbewahrt werden, die die Identifizierung der 
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betroffenen Personen ermöglicht. Die Mitgliedstaaten sehen geeignete Garantien für perso-
nenbezogene Daten vor, die über die vorgenannte Dauer hinaus für historische, statistische 
oder wissenschaftliche Zwecke aufbewahrt werden. 

(2) Der für die Verarbeitung Verantwortliche hat für die Einhaltung des Absatzes 1 zu sorgen. 

 

VII. Grundsätze in Bezug auf die Zulässigkeit der Verarbeitung von Daten (Art. 7 DS-RL 
95/46/EG) 

Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß die Verarbeitung personenbezogener Daten lediglich er-
folgen darf, wenn eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist: 

[a – d]; 

e) die Verarbeitung ist erforderlich für die Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen 
Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt und dem für die Verarbeitung Ver-
antwortlichen oder dem Dritten, dem die Daten übermittelt werden, übertragen wurde; 

f) die Verarbeitung ist erforderlich zur Verwirklichung des berechtigten Interesses, das von 
dem für die Verarbeitung Verantwortlichen oder von dem bzw. den Dritten wahrgenommen 
wird, denen die Daten übermittelt werden, sofern nicht das Interesse oder die Grundrechte 
und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die gemäß Artikel 1 Absatz 1 geschützt sind, 
überwiesen. 

 

VIII. Verarbeitung personenbezogener Daten und Meinungsfreiheit (Art. 9 DS-RL 
95/46/EG) 

Die Mitgliedstaaten sehen für die Verarbeitung personenbezogener Daten, die allein zu jour-
nalistischen, künstlerischen oder literarischen Zwecken erfolgt, Abweichungen und Ausnah-
men von diesem Kapitel sowie von den Kapiteln IV und VI nur insofern vor, als sich dies als 
notwendig erweist, um das Recht auf Privatsphäre mit den für die Freiheit der Meinungsäuße-
rung geltenden Vorschriften in Einklang zu bringen. 

 

IX. Auskunftsrecht (Art. 12 DS-RL 95/46/EG) 

Die Mitgliedstaaten garantieren jeder betroffenen Person das Recht, vom für die Verarbeitung 
Verantwortlichen folgendes zu erhalten: 

[a) […] 

b) je nach Fall die Berichtigung, Löschung oder Sperrung von Daten, deren Verarbeitung nicht 
den Bestimmungen dieser Richtlinie entspricht, insbesondere wenn diese Daten unvollständig 
oder unrichtig sind; 

c) die Gewähr, daß jede Berichtigung, Löschung oder Sperrung, die entsprechend Buchstabe 
b) durchgeführt wurde, den Dritten, denen die Daten übermittelt wurden, mitgeteilt wird, sofern 
sich dies nicht als unmöglich erweist oder kein unverhältnismäßiger Aufwand damit verbunden 
ist. 

X. Widerspruchsrecht der betroffenen Person (Art. 14 DS-RL 95/46/EG) 

Die Mitgliedstaaten erkennen das Recht der betroffenen Person an, 

a) zumindest in den Fällen von Artikel 7 Buchstaben e) und f) jederzeit aus überwiegenden, 
schutzwürdigen, sich aus ihrer besonderen Situation ergebenden Gründen dagegen Wider-
spruch einlegen zu können, daß sie betreffende Daten verarbeitet werden; dies gilt nicht bei 
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einer im einzelstaatlichen Recht vorgesehenen entgegenstehenden Bestimmung. Im Fall ei-
nes berechtigten Widerspruchs kann sich die vom für die Verarbeitung Verantwortlichen vor-
genommene Verarbeitung nicht mehr auf diese Daten beziehen; 

b) auf Antrag kostenfrei gegen eine vom für die Verarbeitung Verantwortlichen beabsichtigte 
Verarbeitung sie betreffender Daten für Zwecke der Direktwerbung Widerspruch einzulegen 
oder vor der ersten Weitergabe personenbezogener Daten an Dritte oder vor deren erstmaliger 
Nutzung im Auftrag Dritter zu Zwecken der Direktwerbung informiert zu werden und ausdrück-
lich auf das Recht hingewiesen zu werden, kostenfrei gegen eine solche Weitergabe oder 
Nutzung Widerspruch einlegen zu können. 

Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, daß die be-
troffenen Personen vom Bestehen des unter Buchstabe b) Unterabsatz 1 vorgesehenen 
Rechts Kenntnis haben. 

 

Kapitel 2: Deutsches Recht 

Teil 1: Primärrecht 

 

Aus dem Grundgesetz 

I. Schutz der Menschenwürde, Menschenrechte, Grundrechtsbindung (Art. 1 GG) 

(1) 1Die Würde des Menschen ist unantastbar. 2Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung 
aller staatlichen Gewalt.  

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen Men-
schenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerech-
tigkeit in der Welt.  

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Recht-
sprechung als unmittelbar geltendes Recht.  

 

II. Freie Entfaltung der Persönlichkeit, Recht auf Leben, körperliche Unversehrtheit, 
Freiheit der Person (Art. 2 GG) 

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte 
anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz ver-
stößt.  

(2) 1Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. 2Die Freiheit der Person 
ist unverletzlich. 3In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.  

 

III. Recht der freien Meinungsäußerung, Medienfreiheit, Kunst- und Wissenschaftsfrei-
heit (Art 5 GG) 

(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbrei-
ten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. Die Pressefrei-
heit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. 
Eine Zensur findet nicht statt. 

(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den 
gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht der persönlichen 
Ehre. 
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(3) Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Freiheit der Lehre entbindet 
nicht von der Treue zur Verfassung. 

 

IV. Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis (Art 10 GG) 

(1) Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis sind unverletzlich. 

(2) Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines Gesetzes angeordnet werden. Dient die Be-
schränkung dem Schutze der freiheitlichen demokratischen Grundordnung oder des Bestan-
des oder der Sicherung des Bundes oder eines Landes, so kann das Gesetz bestimmen, daß 
sie dem Betroffenen nicht mitgeteilt wird und daß an die Stelle des Rechtsweges die Nachprü-
fung durch von der Volksvertretung bestellte Organe und Hilfsorgane tritt. 

 

V. Berufsfreiheit (Art 12 GG) 

(1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte frei zu wählen. 
Die Berufsausübung kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes geregelt werden. 

(2) Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden, außer im Rahmen einer 
herkömmlichen allgemeinen, für alle gleichen öffentlichen Dienstleistungspflicht. 

(3) Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentziehung zulässig. 

 

VI. Unverletzlichkeit der Wohnung (Art 13 GG) 

(1) Die Wohnung ist unverletzlich. 

(2) Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, bei Gefahr im Verzuge auch durch die in 
den Gesetzen vorgesehenen anderen Organe angeordnet und nur in der dort vorgeschriebe-
nen Form durchgeführt werden. 

(3) Begründen bestimmte Tatsachen den Verdacht, daß jemand eine durch Gesetz einzeln 
bestimmte besonders schwere Straftat begangen hat, so dürfen zur Verfolgung der Tat auf 
Grund richterlicher Anordnung technische Mittel zur akustischen Überwachung von Wohnun-
gen, in denen der Beschuldigte sich vermutlich aufhält, eingesetzt werden, wenn die Erfor-
schung des Sachverhalts auf andere Weise unverhältnismäßig erschwert oder aussichtslos 
wäre. Die Maßnahme ist zu befristen. Die Anordnung erfolgt durch einen mit drei Richtern 
besetzten Spruchkörper. Bei Gefahr im Verzuge kann sie auch durch einen einzelnen Richter 
getroffen werden. 

(4) Zur Abwehr dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit, insbesondere einer gemei-
nen Gefahr oder einer Lebensgefahr, dürfen technische Mittel zur Überwachung von Wohnun-
gen nur auf Grund richterlicher Anordnung eingesetzt werden. Bei Gefahr im Verzuge kann 
die Maßnahme auch durch eine andere gesetzlich bestimmte Stelle angeordnet werden; eine 
richterliche Entscheidung ist unverzüglich nachzuholen. 

(5) Sind technische Mittel ausschließlich zum Schutze der bei einem Einsatz in Wohnungen 
tätigen Personen vorgesehen, kann die Maßnahme durch eine gesetzlich bestimmte Stelle 
angeordnet werden. Eine anderweitige Verwertung der hierbei erlangten Erkenntnisse ist nur 
zum Zwecke der Strafverfolgung oder der Gefahrenabwehr und nur zulässig, wenn zuvor die 
Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich festgestellt ist; bei Gefahr im Verzuge ist die rich-
terliche Entscheidung unverzüglich nachzuholen. 

(6) Die Bundesregierung unterrichtet den Bundestag jährlich über den nach Absatz 3 sowie 
über den im Zuständigkeitsbereich des Bundes nach Absatz 4 und, soweit richterlich über- 
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prüfungsbedürftig, nach Absatz 5 erfolgten Einsatz technischer Mittel. Ein vom Bundestag ge-
wähltes Gremium übt auf der Grundlage dieses Berichts die parlamentarische Kontrolle aus. 
Die Länder gewährleisten eine gleichwertige parlamentarische Kontrolle. 

(7) Eingriffe und Beschränkungen dürfen im übrigen nur zur Abwehr einer gemeinen Gefahr 
oder einer Lebensgefahr für einzelne Personen, auf Grund eines Gesetzes auch zur Verhü-
tung dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere zur Behe-
bung der Raumnot, zur Bekämpfung von Seuchengefahr oder zum Schutze gefährdeter Ju-
gendlicher vorgenommen werden. 

 

VII. Eigentum, Erbrecht und Enteignung (Art. 14 GG) 

(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schranken werden durch 
die Gesetze bestimmt. 

(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen. 

(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur durch Gesetz 
oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt. Die 
Entschädigung ist unter gerechter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der Betei-
ligten zu bestimmen. Wegen der Höhe der Entschädigung steht im Streitfalle der Rechtsweg 
vor den ordentlichen Gerichten offen. 

 

VIII. Bundesstaatliche Verfassung; Widerstandsrecht (Art. 20 GG) 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat.  

(2) 1Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. 2Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen 
und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Recht-
sprechung ausgeübt.  

(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende Gewalt und 
die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden.  

(4) Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle Deutschen das 
Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist.  

 

IX. Verwirklichung der Europäischen Union; Beteiligung des Bundesrates, der Bun-
desregierung (Art 23 GG) 

(1) Zur Verwirklichung eines vereinten Europas wirkt die Bundesrepublik Deutschland bei der 
Entwicklung der Europäischen Union mit, die demokratischen, rechtsstaatlichen, sozialen und 
föderativen Grundsätzen und dem Grundsatz der Subsidiarität verpflichtet ist und einen die-
sem Grundgesetz im wesentlichen vergleichbaren Grundrechtsschutz gewährleistet. Der Bund 
kann hierzu durch Gesetz mit Zustimmung des Bundesrates Hoheitsrechte übertragen. Für die 
Begründung der Europäischen Union sowie für Änderungen ihrer vertraglichen Grundlagen 
und vergleichbare Regelungen, durch die dieses Grundgesetz seinem Inhalt nach geändert 
oder ergänzt wird oder solche Änderungen oder Ergänzungen ermöglicht werden, gilt Artikel 
79 Abs. 2 und 3. 

[Abs. 1a – 7] 
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X. Verfassung der Länder (Art. 28 GG) 

(1) 1Die verfassungsmäßige Ordnung in den Ländern muß den Grundsätzen des republikani-
schen, demokratischen und sozialen Rechtsstaates im Sinne dieses Grundgesetzes entspre-
chen. 2In den Ländern, Kreisen und Gemeinden muß das Volk eine Vertretung haben, die aus 
allgemeinen, unmittelbaren, freien, gleichen und geheimen Wahlen hervorgegangen ist. 3Bei 
Wahlen in Kreisen und Gemeinden sind auch Personen, die die Staatsangehörigkeit eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaft besitzen, nach Maßgabe von Recht der Eu-
ropäischen Gemeinschaft wahlberechtigt und wählbar. 4In Gemeinden kann an die Stelle einer 
gewählten Körperschaft die Gemeindeversammlung treten.  

(2) 1Den Gemeinden muß das Recht gewährleistet sein, alle Angelegenheiten der örtlichen 
Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln. 2Auch die Ge-
meindeverbände haben im Rahmen ihres gesetzlichen Aufgabenbereiches nach Maßgabe der 
Gesetze das Recht der Selbstverwaltung. 3Die Gewährleistung der Selbstverwaltung umfaßt 
auch die Grundlagen der finanziellen Eigenverantwortung; zu diesen Grundlagen gehört eine 
den Gemeinden mit Hebesatzrecht zustehende wirtschaftskraftbezogene Steuerquelle.  

(3) Der Bund gewährleistet, daß die verfassungsmäßige Ordnung der Länder den Grundrech-
ten und den Bestimmungen der Absätze 1 und 2 entspricht.  

 

XI. Änderungen des Grundgesetzes (Art. 79 GG) 

(1) 1Das Grundgesetz kann nur durch ein Gesetz geändert werden, das den Wortlaut des 
Grundgesetzes ausdrücklich ändert oder ergänzt. 2Bei völkerrechtlichen Verträgen, die eine 
Friedensregelung, die Vorbereitung einer Friedensregelung oder den Abbau einer besat-
zungsrechtlichen Ordnung zum Gegenstand haben oder der Verteidigung der Bundesrepublik 
zu dienen bestimmt sind, genügt zur Klarstellung, daß die Bestimmungen des Grundgesetzes 
dem Abschluß und dem Inkraftsetzen der Verträge nicht entgegenstehen, eine Ergänzung des 
Wortlautes des Grundgesetzes, die sich auf diese Klarstellung beschränkt.  

(2) Ein solches Gesetz bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder des Bundesta-
ges und zwei Dritteln der Stimmen des Bundesrates.  

(3) Eine Änderung dieses Grundgesetzes, durch welche die Gliederung des Bundes in Länder, 
die grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung oder die in den Artikeln 1 
und 20 niedergelegten Grundsätze berührt werden, ist unzulässig.  

 

 

 

 

 

 

Teil 2: Sekundärrecht 

 

A. Aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) 

I. Schadensersatzpflicht § 823 BGB) 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die Freiheit, das 
Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen zum 
Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 

http://beck-online.beck.de/Default.aspx?typ=reference&y=100&g=GG&a=1


 
 
 
 
 

 

 
 
Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard) | schmid@jus.tu-darmstadt.de | - 14 -  

 

(2) Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schutz eines anderen 
bezweckendes Gesetz verstößt. Ist nach dem Inhalt des Gesetzes ein Verstoß gegen dieses 
auch ohne Verschulden möglich, so tritt die Ersatzpflicht nur im Falle des Verschuldens ein. 

 

II. Beseitigungs- und Unterlassungsanspruch (§ 1004 BGB) 

(1) Wird das Eigentum in anderer Weise als durch Entziehung oder Vorenthaltung des Besit-
zes beeinträchtigt, so kann der Eigentümer von dem Störer die Beseitigung der Beeinträchti-
gung verlangen. Sind weitere Beeinträchtigungen zu besorgen, so kann der Eigentümer auf 
Unterlassung klagen. 

(2) Der Anspruch ist ausgeschlossen, wenn der Eigentümer zur Duldung verpflichtet ist. 

 

B. Aus dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 

I. Weitere Begriffsbestimmungen (§ 3 BDSG) 

(1) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhält-
nisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person (Betroffener). 

(2) Automatisierte Verarbeitung ist die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezo-
gener Daten unter Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen. Eine nicht automatisierte Datei ist 
jede nicht automatisierte Sammlung personenbezogener Daten, die gleichartig aufgebaut ist 
und nach bestimmten Merkmalen zugänglich ist und ausgewertet werden kann. 

(3) Erheben ist das Beschaffen von Daten über den Betroffenen. 

(4) Verarbeiten ist das Speichern, Verändern, Übermitteln, Sperren und Löschen personenbe-
zogener Daten. Im Einzelnen ist, ungeachtet der dabei angewendeten Verfahren: 

1. Speichern das Erfassen, Aufnehmen oder Aufbewahren personenbezogener Daten auf 
einem Datenträger zum Zweck ihrer weiteren Verarbeitung oder Nutzung, 

2. Verändern das inhaltliche Umgestalten gespeicherter personenbezogener Daten, 

3. Übermitteln das Bekanntgeben gespeicherter oder durch Datenverarbeitung gewonnener 
personenbezogener Daten an einen Dritten in der Weise, dass 

a) die Daten an den Dritten weitergegeben werden oder 

b) der Dritte zur Einsicht oder zum Abruf bereitgehaltene Daten einsieht oder abruft, 

4. Sperren das Kennzeichnen gespeicherter personenbezogener Daten, um ihre weitere Ver-
arbeitung oder Nutzung einzuschränken, 

5. Löschen das Unkenntlichmachen gespeicherter personenbezogener Daten. 

[Abs. 5 - 11] 

 

II. Technische und organisatorische Maßnahmen (§ 9 BDSG) 

Öffentliche und nicht-öffentliche Stellen, die selbst oder im Auftrag personenbezogene Daten 
erheben, verarbeiten oder nutzen, haben die technischen und organisatorischen Maßnahmen 
zu treffen, die erforderlich sind, um die Ausführung der Vorschriften dieses Gesetzes, insbe-
sondere die in der Anlage zu diesem Gesetz genannten Anforderungen, zu gewährleisten. 
Erforderlich sind Maßnahmen nur, wenn ihr Aufwand in einem angemessenen Verhältnis zu 
dem angestrebten Schutzzweck steht. 
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Anlage (zu § 9 Satz 1 BDSG) 

Werden personenbezogene Daten automatisiert verarbeitet oder genutzt, ist die innerbehörd-
liche oder innerbetriebliche Organisation so zu gestalten, dass sie den besonderen Anforde-
rungen des Datenschutzes gerecht wird. Dabei sind insbesondere Maßnahmen zu treffen, die 
je nach der Art der zu schützenden personenbezogenen Daten oder Datenkategorien geeignet 
sind, 

1. Unbefugten den Zutritt zu Datenverarbeitungsanlagen, mit denen personenbezogene Daten 
verarbeitet oder genutzt werden, zu verwehren (Zutrittskontrolle), 

2. zu verhindern, dass Datenverarbeitungssysteme von Unbefugten genutzt werden können 

(Zugangskontrolle), 

3. zu gewährleisten, dass die zur Benutzung eines Datenverarbeitungssystems Berechtigten 
ausschließlich auf die ihrer Zugriffsberechtigung unterliegenden Daten zugreifen können, und 
dass personenbezogene Daten bei der Verarbeitung, Nutzung und nach der Speicherung nicht 
unbefugt gelesen, kopiert, verändert oder entfernt werden können (Zugriffskontrolle), 

4. zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten bei der elektronischen Übertragung oder 
während ihres Transports oder ihrer Speicherung auf Datenträger nicht unbefugt gelesen, ko-
piert, verändert oder entfernt werden können, und dass überprüft und festgestellt werden kann, 
an welche Stellen eine Übermittlung personenbezogener Daten durch Einrichtungen zur Da-
tenübertragung vorgesehen ist (Weitergabekontrolle), 

5. zu gewährleisten, dass nachträglich überprüft und festgestellt werden kann, ob und von 
wem personenbezogene Daten in Datenverarbeitungssysteme eingegeben, verändert oder 
entfernt worden sind (Eingabekontrolle), 

6. zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten, die im Auftrag verarbeitet werden, nur 
entsprechend den Weisungen des Auftraggebers verarbeitet werden können (Auftragskon-
trolle), 

7. zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten gegen zufällige Zerstörung oder Verlust 
geschützt sind (Verfügbarkeitskontrolle) 

8. zu gewährleisten, dass zu unterschiedlichen Zwecken erhobene Daten getrennt verarbeitet 
werden können. Eine Maßnahme nach Satz 2 Nummer 2 bis 4 ist insbesondere die Verwen-
dung von dem Stand der Technik entsprechenden Verschlüsselungsverfahren. 

 

 

C. Aus dem Telemediengesetz (TMG) 

I. Allgemeine Grundsätze (§ 7 TMG) 

(1) Diensteanbieter sind für eigene Informationen, die sie zur Nutzung bereithalten, nach den 
allgemeinen Gesetzen verantwortlich. 

(2) Diensteanbieter im Sinne der §§ 8 bis 10 sind nicht verpflichtet, die von ihnen übermittelten 
oder gespeicherten Informationen zu überwachen oder nach Umständen zu forschen, die auf 
eine rechtswidrige Tätigkeit hinweisen. Verpflichtungen zur Entfernung oder Sperrung der Nut-
zung von Informationen nach den allgemeinen Gesetzen bleiben auch im Falle der Nichtver-
antwortlichkeit des Diensteanbieters nach den §§ 8 bis 10 unberührt. Das Fernmeldegeheim-
nis nach § 88 des Telekommunikationsgesetzes ist zu wahren. 
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II. Durchleitung von Informationen (§ 8 TMG) 

(1) Diensteanbieter sind für fremde Informationen, die sie in einem Kommunikationsnetz über-
mitteln oder zu denen sie den Zugang zur Nutzung vermitteln, nicht verantwortlich, sofern sie  

1. die Übermittlung nicht veranlasst, 

2. den Adressaten der übermittelten Informationen nicht ausgewählt und 

3. die übermittelten Informationen nicht ausgewählt oder verändert haben. 

Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der Diensteanbieter absichtlich mit einem Nutzer seines 
Dienstes zusammenarbeitet, um rechtswidrige Handlungen zu begehen. 

(2) Die Übermittlung von Informationen nach Absatz 1 und die Vermittlung des Zugangs zu 
ihnen umfasst auch die automatische kurzzeitige Zwischenspeicherung dieser Informationen, 
soweit dies nur zur Durchführung der Übermittlung im Kommunikationsnetz geschieht und die 
Informationen nicht länger gespeichert werden, als für die Übermittlung üblicherweise erfor-
derlich ist. 

 

III. Zwischenspeicherung zur beschleunigten Übermittlung von Informationen 
(§ 9 TMG) 

Diensteanbieter sind für eine automatische, zeitlich begrenzte Zwischenspeicherung, die allein 
dem Zweck dient, die Übermittlung fremder Informationen an andere Nutzer auf deren Anfrage 
effizienter zu gestalten, nicht verantwortlich, sofern sie  

1. die Informationen nicht verändern, 

2. die Bedingungen für den Zugang zu den Informationen beachten, 

3. die Regeln für die Aktualisierung der Informationen, die in weithin anerkannten und verwen-
deten Industriestandards festgelegt sind, beachten, 

4. die erlaubte Anwendung von Technologien zur Sammlung von Daten über die Nutzung der 
Informationen, die in weithin anerkannten und verwendeten Industriestandards festgelegt 
sind, nicht beeinträchtigen und 

5. unverzüglich handeln, um im Sinne dieser Vorschrift gespeicherte Informationen zu entfer-
nen oder den Zugang zu ihnen zu sperren, sobald sie Kenntnis davon erhalten haben, dass 
die Informationen am ursprünglichen Ausgangsort der Übertragung aus dem Netz entfernt 
wurden oder der Zugang zu ihnen gesperrt wurde oder ein Gericht oder eine Verwaltungs-
behörde die Entfernung oder Sperrung angeordnet hat. 

§ 8 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

 

IV. Speicherung von Informationen (§ 10 TMG) 

Diensteanbieter sind für fremde Informationen, die sie für einen Nutzer speichern, nicht ver-
antwortlich, sofern  

1. sie keine Kenntnis von der rechtswidrigen Handlung oder der Information haben und ihnen 
im Falle von Schadensersatzansprüchen auch keine Tatsachen oder Umstände bekannt 
sind, aus denen die rechtswidrige Handlung oder die Information offensichtlich wird, oder 

2. sie unverzüglich tätig geworden sind, um die Information zu entfernen oder den Zugang zu 
ihr zu sperren, sobald sie diese Kenntnis erlangt haben. 
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Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der Nutzer dem Diensteanbieter untersteht oder von 
ihm beaufsichtigt wird. 

 

D. Aus dem Verbraucherinformationsgesetz (VIG) 

I. Anwendungsbereich (§ 1 VIG) 

Durch dieses Gesetz erhalten Verbraucherinnen und Verbraucher freien Zugang zu den bei 
informationspflichtigen Stellen vorliegenden Informationen über 

1.  Erzeugnisse im Sinne des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches (Erzeugnisse) so-
wie 

2.  Verbraucherprodukte, die dem § 2 Nummer 26 des Produktsicherheitsgesetzes unterfallen 
(Verbraucherprodukte), 

damit der Markt transparenter gestaltet und hierdurch der Schutz der Verbraucherinnen und 
Verbraucher vor gesundheitsschädlichen oder sonst unsicheren Erzeugnissen und Verbrau-
cherprodukten sowie vor Täuschung beim Verkehr mit Erzeugnissen und Verbraucherproduk-
ten verbessert wird. 

 

II. Anspruch auf Zugang zu Informationen (§ 2 VIG) 

(1) Jeder hat nach Maßgabe dieses Gesetzes Anspruch auf freien Zugang zu allen Daten über 

1. von den nach Bundes- oder Landesrecht zuständigen Stellen festgestellte nicht zulässige 
Abweichungen von Anforderungen 

a) des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches und des Produktsicherheitsgesetzes, 

b) der auf Grund dieser Gesetze erlassenen Rechtsverordnungen, 

c) unmittelbar geltender Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäi-
schen Union im Anwendungsbereich der genannten Gesetze 

sowie Maßnahmen und Entscheidungen, die im Zusammenhang mit den in den Buchsta-
ben a bis c genannten Abweichungen getroffen worden sind, 

2.  von einem Erzeugnis oder einem Verbraucherprodukt ausgehende Gefahren oder Risiken 
für Gesundheit und Sicherheit von Verbraucherinnen und Verbrauchern, 

3. die Zusammensetzung von Erzeugnissen und Verbraucherprodukten, ihre Beschaffenheit, 
die physikalischen, chemischen und biologischen Eigenschaften einschließlich ihres Zu-
sammenwirkens und ihrer Einwirkung auf den Körper, auch unter Berücksichtigung der be-
stimmungsgemäßen Verwendung oder vorhersehbaren Fehlanwendung, 

4. die Kennzeichnung, die Herkunft, die Verwendung, das Herstellen und das Behandeln von 
Erzeugnissen und Verbraucherprodukten, 

5. zugelassene Abweichungen von den in Nummer 1 genannten Rechtsvorschriften über die 
in den Nummern 3 und 4 genannten Merkmale oder Tätigkeiten, 

6. die Ausgangsstoffe und die bei der Gewinnung der Ausgangsstoffe angewendeten Verfah-
ren, 

7. Überwachungsmaßnahmen oder andere behördliche Tätigkeiten oder Maßnahmen zum 
Schutz von Verbraucherinnen und Verbrauchern, einschließlich der Auswertung dieser Tä-
tigkeiten und Maßnahmen, sowie Statistiken über Verstöße gegen in § 39 Absatz 1 Satz 1 
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des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches und § 26 Absatz 1 Satz 1 des Produktsi-
cherheitsgesetzes genannte Rechtsvorschriften, soweit sich die Verstöße auf Erzeugnisse 
oder Verbraucherprodukte beziehen, 

(Informationen), die bei einer Stelle im Sinne des Absatzes 2 unabhängig von der Art ihrer 
Speicherung vorhanden sind. Der Anspruch nach Satz 1 besteht insoweit, als kein Ausschluss- 
oder Beschränkungsgrund nach § 3 vorliegt. 

[Abs. 2 – 4] 

 

III. Informationsgewährung (§ 6 VIG) 

(1) Die informationspflichtige Stelle kann den Informationszugang durch Auskunftserteilung, 
Gewährung von Akteneinsicht oder in sonstiger Weise eröffnen. Wird eine bestimmte Art des 
Informationszugangs begehrt, so darf dieser nur aus wichtigem Grund auf andere Art gewährt 
werden. Die informationspflichtige Stelle kann Informationen, zu denen Zugang zu gewähren 
ist, auch unabhängig von einem Antrag nach § 4 Absatz 1 über das Internet oder in sonstiger 
öffentlich zugänglicher Weise zugänglich machen; § 5 Absatz 1 gilt entsprechend. Die Infor-
mationen sollen für die Verbraucherinnen und Verbraucher verständlich dargestellt werden. 

(2) Soweit der informationspflichtigen Stelle keine Erkenntnisse über im Antrag nach § 4 Ab-
satz 1 begehrte Informationen vorliegen, leitet sie den Antrag, soweit ihr dies bekannt und 
möglich ist, von Amts wegen an die Stelle weiter, der die Informationen vorliegen, und unter-
richtet den Antragsteller über die Weiterleitung. 

(3) Die informationspflichtige Stelle ist nicht verpflichtet, die inhaltliche Richtigkeit der Informa-
tionen zu überprüfen, soweit es sich nicht um personenbezogene Daten handelt. Der informa-
tionspflichtigen Stelle bekannte Hinweise auf Zweifel an der Richtigkeit sind mitzuteilen. 

 (4) Stellen sich die von der informationspflichtigen Stelle zugänglich gemachten Informationen 

im Nachhinein als falsch oder die zugrunde liegenden Umstände als unrichtig wiedergegeben 

heraus, so ist dies unverzüglich richtig zu stellen, sofern der oder die Dritte dies beantragt oder 

dies zur Wahrung erheblicher Belange des Gemeinwohls erforderlich ist. Die Richtigstellung 

soll in derselben Weise erfolgen, in der die Information zugänglich gemacht wurde. 

 

E. Aus dem Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch (LFGB) 

I. Zweck des Gesetzes (§ 1 LFGB) 

(1) Zweck des Gesetzes ist es,  

1. vorbehaltlich des Absatzes 2 bei Lebensmitteln, Futtermitteln, kosmetischen Mitteln und 
Bedarfsgegenständen den Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher durch Vorbeu-
gung gegen eine oder Abwehr einer Gefahr für die menschliche Gesundheit sicherzustel-
len, 

2. beim Verkehr mit Lebensmitteln, Futtermitteln, kosmetischen Mitteln und Bedarfsgegen-
ständen vor Täuschung zu schützen, 

3. die Unterrichtung der Wirtschaftsbeteiligten und  

a) der Verbraucherinnen und Verbraucher beim Verkehr mit Lebensmitteln, kosmetischen 
Mitteln und Bedarfsgegenständen, 

b) der Verwenderinnen und Verwender beim Verkehr mit Futtermitteln sicherzustellen, 

[Nr. 4] 
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[Abs. 1a – 3] 

 

II. Information der Öffentlichkeit (§ 40 LFGB) 

(1) Die zuständige Behörde soll die Öffentlichkeit unter Nennung der Bezeichnung des Le-
bensmittels oder Futtermittels und des Lebensmittel- oder Futtermittelunternehmens, unter 
dessen Namen oder Firma das Lebensmittel oder Futtermittel hergestellt oder behandelt 
wurde oder in den Verkehr gelangt ist, und, wenn dies zur Gefahrenabwehr geeigneter ist, 
auch unter Nennung des Inverkehrbringers, nach Maßgabe des Artikels 10 der Verordnung 
(EG) Nr. 178/2002 informieren. Eine Information der Öffentlichkeit in der in Satz 1 genannten 
Art und Weise soll vorbehaltlich des Absatzes 1a auch erfolgen, wenn  

1. der hinreichende Verdacht besteht, dass ein kosmetisches Mittel oder ein Bedarfsgegen-
stand ein Risiko für die menschliche Gesundheit mit sich bringen kann, 

2. der hinreichende Verdacht besteht, dass gegen Vorschriften im Anwendungsbereich dieses 
Gesetzes, die dem Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher vor Gesundheitsgefähr-
dungen dienen, verstoßen wurde, 

3. im Einzelfall hinreichende Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass von einem Erzeugnis eine 
Gefährdung für die Sicherheit und Gesundheit ausgeht oder ausgegangen ist und aufgrund 
unzureichender wissenschaftlicher Erkenntnis oder aus sonstigen Gründen die Unsicher-
heit nicht innerhalb der gebotenen Zeit behoben werden kann, 

4. ein nicht gesundheitsschädliches, aber zum Verzehr ungeeignetes, insbesondere ekelerre-
gendes Lebensmittel in nicht unerheblicher Menge in den Verkehr gelangt oder gelangt ist 
oder wenn ein solches Lebensmittel wegen seiner Eigenart zwar nur in geringen Mengen, 
aber über einen längeren Zeitraum in den Verkehr gelangt ist, 

4a. der durch Tatsachen hinreichend begründete Verdacht besteht, dass gegen Vorschriften 
im Anwendungsbereich dieses Gesetzes, die dem Schutz der Verbraucherinnen und Ver-
braucher vor Täuschung dienen, in nicht nur unerheblichem Ausmaß verstoßen wurde, 

5. Umstände des Einzelfalles die Annahme begründen, dass ohne namentliche Nennung des 
zu beanstandenden Erzeugnisses und erforderlichenfalls des Wirtschaftsbeteiligten oder 
des Inverkehrbringers, unter dessen Namen oder Firma das Erzeugnis hergestellt oder be-
handelt wurde oder in den Verkehr gelangt ist, erhebliche Nachteile für die Hersteller oder 
Vertreiber gleichartiger oder ähnlicher Erzeugnisse nicht vermieden werden können. 

In den Fällen des Satzes 2 Nummer 3 bis 5 ist eine Information der Öffentlichkeit zulässig nach 
Abwägung der Belange der Betroffenen mit den Interessen der Öffentlichkeit an der Veröffent-
lichung. 

(1a) Die zuständige Behörde informiert die Öffentlichkeit unter Nennung der Bezeichnung des 
Lebensmittels oder Futtermittels sowie unter Nennung des Lebensmittel- oder Futtermittelun-
ternehmens, unter dessen Namen oder Firma das Lebensmittel oder Futtermittel hergestellt 
oder behandelt oder in den Verkehr gelangt ist, wenn der durch Tatsachen, im Falle von Pro-
ben nach § 39 Absatz 1 Satz 2 auf der Grundlage mindestens zweier unabhängiger Untersu-
chungen von Stellen nach Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004, hinreichend 
begründete Verdacht besteht, dass  

1. in Vorschriften im Anwendungsbereich dieses Gesetzes festgelegte zulässige Grenzwerte, 
Höchstgehalte oder Höchstmengen überschritten wurden oder 

2. gegen sonstige Vorschriften im Anwendungsbereich dieses Gesetzes, die dem Schutz der 
Verbraucherinnen und Verbraucher vor Gesundheitsgefährdungen oder vor Täuschung o-
der der Einhaltung hygienischer Anforderungen dienen, in nicht nur unerheblichem Ausmaß 
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oder wiederholt verstoßen worden ist und die Verhängung eines Bußgeldes von mindes-
tens dreihundertfünfzig Euro zu erwarten ist. 

(2) Eine Information der Öffentlichkeit nach Absatz 1 durch die Behörde ist nur zulässig, wenn 
andere ebenso wirksame Maßnahmen, insbesondere eine Information der Öffentlichkeit durch 
den Lebensmittel- oder Futtermittelunternehmer oder den Wirtschaftsbeteiligten, nicht oder 
nicht rechtzeitig getroffen werden oder die Verbraucherinnen und Verbraucher nicht erreichen. 
Unbeschadet des Satzes 1 kann die Behörde ihrerseits die Öffentlichkeit auf  

1. eine Information der Öffentlichkeit oder 

2. eine Rücknahme- oder Rückrufaktion 

durch den Lebensmittel- oder Futtermittelunternehmer oder den sonstigen Wirtschaftsbeteilig-
ten hinweisen. Die Behörde kann unter den Voraussetzungen des Satzes 1 auch auf eine 
Information der Öffentlichkeit einer anderen Behörde hinweisen, soweit berechtigte Interessen 
der Verbraucherinnen und Verbraucher in ihrem eigenen Zuständigkeitsbereich berührt sind. 

(3) Bevor die Behörde die Öffentlichkeit nach den Absätzen 1 und 1a informiert, hat sie den 
Hersteller oder den Inverkehrbringer anzuhören, sofern hierdurch die Erreichung des mit der 
Maßnahme verfolgten Zwecks nicht gefährdet wird. Satz 1 gilt nicht in einem Fall des Absatzes 
2 Satz 2 oder 3. 

(4) Stellen sich die von der Behörde an die Öffentlichkeit gegebenen Informationen im Nach-
hinein als falsch oder die zu Grunde liegenden Umstände als unrichtig wiedergegeben heraus, 
so ist dies unverzüglich öffentlich bekannt zu machen, sofern der betroffene Wirtschaftsbetei-
ligte dies beantragt oder dies zur Wahrung erheblicher Belange des Gemeinwohls erforderlich 
ist. Diese Bekanntmachung soll in derselben Weise erfolgen, in der die Information der Öffent-
lichkeit ergangen ist. 

[Abs. 5] 

 

F. Aus dem Hessischen Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) 

I. Besondere Formen des Datenabgleichs (§ 26 HSOG) 

(1) Die Polizeibehörden können von öffentlichen Stellen oder Stellen außerhalb des öffentli-
chen Bereichs zur Abwehr einer Gefahr für den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder 
eines Landes oder für Leben, Gesundheit oder Freiheit oder wenn gleichgewichtige Schäden 
für die Umwelt zu erwarten sind, die Übermittlung von personenbezogenen Daten bestimmter 
Personengruppen zum Zwecke des automatisierten Abgleichs mit anderen Datenbeständen 
verlangen, wenn dies zur Abwehr der Gefahr erforderlich ist. Rechtsvorschriften über ein Be-
rufs- oder besonderes Amtsgeheimnis bleiben unberührt. 

(2) Das Übermittlungsersuchen ist auf Namen, Anschriften, Tag und Ort der Geburt sowie auf 
im einzelnen Falle festzulegende Merkmale zu beschränken. Werden wegen technischer 
Schwierigkeiten, die mit angemessenem Zeit- oder Kostenaufwand nicht beseitigt werden kön-
nen, weitere Daten übermittelt, dürfen diese nicht verwertet werden. 

(3) Ist der Zweck der Maßnahme erreicht oder zeigt sich, dass er nicht erreicht werden kann, 
sind die übermittelten und im Zusammenhang mit der Maßnahme zusätzlich angefallenen Da-
ten auf dem Datenträger zu löschen und die Unterlagen, soweit sie nicht für ein mit dem Sach-
verhalt zusammenhängendes Verfahren erforderlich sind, unverzüglich zu vernichten. Über 
die getroffenen Maßnahmen ist eine Niederschrift anzufertigen. Diese Niederschrift ist geson-
dert aufzubewahren, durch technische und organisatorische Maßnahmen zu sichern und am 
Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr der Vernichtung der Unterlagen nach Satz 1 folgt, zu 
vernichten. 
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(4) Die Maßnahme nach Abs. 1 bedarf der schriftlich begründeten Anordnung durch die Be-
hördenleitung und der Zustimmung des Landespolizeipräsidiums. Von der Maßnahme ist die 
oder der Hessische Datenschutzbeauftragte unverzüglich zu unterrichten. 

(5) Personen, gegen die nach Abschluss einer Maßnahme nach Abs. 1 weitere Maßnahmen 
durchgeführt werden, sind hierüber durch die Polizei zu unterrichten, sobald dies ohne Ge-
fährdung des Zweckes der weiteren Datennutzung erfolgen kann. § 29 Abs. 6 Satz 4 und 5 
und Abs. 7 gilt entsprechend. 

 


